
Grundsätze und Verhaltensregeln für den Umgang 

mit Vertreter*innen und Funktionsträger*innen der AfD

Grundsätze

 Der DEAB betrachtet die AfD nicht als politische Partei wie jede andere, sondern gemäß Einstufung des 
Verfassungsschutzes als rechtsextreme Partei mit rassistischen, völkischen und diskriminierenden Positio-
nen. Diese widersprechen der Menschenwürde sowie freiheitlichen und demokratischen Grundsätzen 
und Grundwerten, denen sich der DEAB in seiner Satzung und seinem Leitbild & Selbstverständnis ver-
pflichtet sieht.  

 Der DEAB lässt sich nicht aktiv von Funktionär*innen oder von Mandatsträger*innen der AfD in seiner po-
litischen und praktischen Arbeit unterstützen. Er distanziert sich gegebenenfalls deutlich.

Verhaltensregeln

 Der DEAB darf sich an keiner Stelle öffentlich mit der AfD in Verbindung bringen.

 Es gibt weder offizielle noch inoffizielle Termine mit Vertreter*innen oder Funktionär*innen der AfD. Ko-
operationsanfragen seitens der AfD werden abgelehnt.

 Der DEAB kritisiert die Positionen der AfD klar, konkret und wissensbasiert.

 Zu Veranstaltungen (auch Kooperationen) des DEAB sowie zu Lobby- oder Austauschgesprächen laden wir
keine AfD-Politiker*innen und -Funktionär*innen ein. 

 Sofern eine andere Institution zu Veranstaltungen wie beispielsweise einer Podiumsdiskussion einlädt, an 
der auch Personen aus der AfD teilnehmen, ist in jedem Fall nach Rücksprache mit DEAB-Geschäftsfüh-
rung (und ggf. auch Vorstand) zu entscheiden, ob eine DEAB-Mitwirkung sinnvoll erscheint. Entsprechend 
wird verfahren, wenn bei Kooperationsveranstaltungen einer der Partner*innen AfD-Vertreter*innen ein-
lädt.

 Zufällige Begegnungen und Gespräche im öffentlichen Raum führen in keinem Fall zu Absprachen oder 
Kooperationen. 

 DEAB-Mitgliedern, die Mitglied der AfD sind, ist es untersagt, sich im Namen des DEAB öffentlich zu äu-
ßern.

Die Grundsätze und Verhaltensregeln gelten für alle ehren- und hauptamtlich tätigen Engagierten des DEAB. Den 
DEAB-Mitgliedsgruppen wird eine entsprechende Positionierung empfohlen.

Begründung

Am 02.05.2025 hat das Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV) die AfD als „gesichert rechtsextremistisch“ einge-
stuft. Hauptgrund für diese Einstufung ist das völkische Verständnis von Zugehörigkeit. Laut BfV erfolgte die Ein-
stufung "aufgrund der die Menschenwürde missachtenden, extremistischen Prägung der Gesamtpartei". Das in 
der Partei vorherrschende ethnisch-abstammungsmäßige Volksverständnis sei nicht mit der freiheitlichen demo-
kratischen Grundordnung vereinbar. Es ziele darauf ab, bestimmte Bevölkerungsgruppen von einer gleichberech-
tigten gesellschaftlichen Teilhabe auszuschließen. 
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Die Positionen der AfD stellen einen deutlichen und wiederkehrenden Bruch des gesellschaftlichen Konsenses zu 
Menschenrechten dar, sie sind vielfach rassistisch, völkisch und diskriminierend, außerdem tragen sie eine Verach-
tung der demokratischen Institutionen in sich. Die Partei leugnet den menschengemachten Klimawandel und 
lehnt daher alle Maßnahmen zum Klimaschutz ab. Sie hat den fachlich und wissenschaftlich fundierten Diskurs 
dazu schon lange verlassen und verbreitet Falschbehauptungen. 

Der DEAB-Vorstand hat sich bereits in mehreren Sitzungen zum Umgang mit Rechtspopulismus, rechtsextremen 
Parteien und AfD eindeutig positioniert und interne Verhaltensregeln beschlossen (Vorstandssitzungen am 
14.12.2016, 31.03.2017, 30.04.2020), die nun in den vorliegenden Grundsätzen und Verhaltensregeln gebündelt 
wurden.

Seitens des DEAB gab es bislang keine offiziellen Gespräche und Kontakte mit der AfD. Sie wird nicht zu Veranstal-
tungen des DEAB eingeladen und wir positionieren uns gegen die Aussagen der AfD insbesondere in den Berei-
chen Menschenrechte, Rassismus und Klimaschutz.

Trotz ihrer rechtsextremen Positionen und teils menschenverachtenden Sprache hat die AfD bei Wahlen deutliche 
Zugewinne der Wähler*innenstimmen erzielen können und ist seit Jahren kontinuierlich stärker geworden. Dies ist
sehr besorgniserregend. 

Es stellt sich die drängende Frage nach dem Umgang mit den Parteimitgliedern, den Funktionär*innen und den 
Mandatsträger*innen der AfD. Der Normalisierung von rechten und rechtsextremen Positionen ist entgegenzuwir-
ken. Vielmehr müssen die menschenverachtende Haltung und das Normbrechende der Positionen der AfD stets 
deutlich gemacht werden. 

Bei öffentlichen Veranstaltungen muss damit gerechnet werden, dass Vertreter*innen der AfD sich im Publikum zu
Wort melden oder anderweitig ihre Positionen verbreiten wollen. Für solche Auseinandersetzungen bedarf es ei-
ner guten Vorbereitung, um klar, konkret und wissensbasiert zu argumentieren. Gegebenenfalls sollte bei öffentli-
chen Veranstaltungen vorab geprüft werden, ob eine Strategie zur Vermeidung möglicher Eskalationen mit AfD-
Vertreter*innen rechtzeitig vorab abgestimmt werden muss (z.B. Ausübung des Hausrechts als Veranstalter).

Der Beschluss der o. b. Grundsätze und Verhaltensregeln erfüllt vor allem drei Funktionen:

1. Orientierung für unsere Engagierten im DEAB und seinen Mitgliedsgruppen für den Umgang mit der AfD, ihren 
Funktionär*innen, Mitgliedern und Mandatsträger*innen.

2. Sicherstellung, dass der DEAB an keiner Stelle und in keiner Weise die AfD und ihre politische Agenda unter-
stützt.

3. Den DEAB-Mitarbeitenden und  den DEAB-Mitgliedsgruppen wird ermöglicht, sich politisch mit der AfD ausein-
anderzusetzen und ihrer menschenverachtenden Agenda bei jeder sich bietenden Gelegenheit deutlich zu wi-
dersprechen.

Ängste und Befürchtungen unserer Engagierten sich der aggressiven und inakzeptablen Rhetorik der AfD auszuset-
zen, nehmen wir ernst und ermutigen jede und jeden auf seine persönlichen Grenzen zu achten. 

Die Grundsätze und Verhaltensregeln werden anhand der Erfahrungen aus der Praxis reflektiert und ggf. fortge-
schrieben.

Diese Grundsätze und Verhaltensregeln hat der Vorstand des DEAB am 02.12.2025 einstimmig beschlossen. 
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